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Mobilisierung gegen die WTO 


Stopp den Krisenstiftern! 





Wenn auch die aktuelle Krise des 
Kapitalismus die Verfechter der 
Deregulierung der Finanzmärkte 
in die Defensive getrieben hat, 
versucht die Welthandelsorga- 
nisation WTO immer noch die 
Doha-Runde abzuschliessen und 
somit die neoliberale Politik zu 
verstärken. Genau zehn Jahre 
nach dem Aufsehen erregenden 
Misserfolg der Ministerkonfe- 
renz von Seattle im November 
1999 ist die WTO immer noch an 
der Arbeit und wird sich in Genf 
Ende November versammeln. Es 
hat sich eine Koalition von Orga- 
nisationen gebildet, die mit Elan 
zu einer grossen internationalen 


Demonstration am 28. November 
2009 in Genf und zu Aktionen 
während der darauf folgenden 
Woche aufruft. 


Die Doha-Runde zum 
Scheitern bringen 


Die Organisationen, die die Ver- 
handlungen bei der WTO be- 
obachten, nehmen an, dass bis 
dahin mehr als 80% der Punkte, 
die auf dem Verhandlungstisch 
anstehen, akzeptiert sein wer- 
den. Ohne jegliche demokrati- 
sche Debatte, in den berühmten 
„green rooms" vor Blicken ge- 
schützt, werden die Mitglieds- 


staaten ganze Mauerstücke der 
letzten Hindernisse der totalen 
Liberalisierung der Dienstleis- 
tungen (Bildung, Wasser, Finanz- 
dienstleistungen etc.) und der 
Landwirtschaft abreissen. Wenn 
diese Verhandlungsrunde abge- 
schlossen ist, wird sie in einer 
Steigerung der Deregulierung 
enden und mehr Druck auf Lohn- 
abhängige, Arbeitsbedingungen 
und Umwelt ausüben. Aber vor 
allem wird sie jegliche öffentli- 
che Politik über die Erhaltung der 
sozialen Standards, der Gesund- 
heit und der Umwelt unmöglich 
machen - und das angesichts 
der grossen Gewinne der mul- 


tinationalen Konzerne. Obwohl 
die Agenda der WTO durch die- 
se letzten Hindernisse, die noch 
aus dem Weg geräumt werden 
müssen, sehr gedrängt ist, be- 
steht das genannte Ziel darin, 
eine Einigung über die Redukti- 
on der Einfuhrzölle im Februar 
2010 zu erreichen, um den Zyklus 
dann bis Dezember 2010 abzu- 
schliessen. 


Von der sozialen 
Dringlichkeit... 


Die politischen Ideen der WTO 
haben das Entstehen der aktuel- 
len Krise durch die Deregulierung 
der Finanzmärkte zum grossen 
Teil gefördert. Heute sind die 
sozialen Konsequenzen sichtbar 
durch den Abbau aller sozialen 
Netze, der Sozialversicherungen 
und der fortschrittlichen Dienst- 
leistungen. Die gesellschaftli- 
chen Kosten werden von den 
Schwächsten getragen, aber der 
Slogan der Demonstrationen der 
letzten Monate: "Wir bezahlen 
eure Krise nicht!" zeigt unsere 
Entschlossenheit, die Verursa- 
cher der Krisen von den Opfern 
zu trennen. Die WTO versichert 
trotzdem laut und deutlich, dass 
nur der Markt und eine "neue 
Konkurrenzfähigkeit" erlauben 
würden, die aktuelle Krise zu 
meistern. Ihre Vision der Krise ist 
nur eine Krise des Profits, aber 
um welchen Preis? 


„..zur klimatischen 
Dringlichkeit 


Der Termin dieser Ministerkon- 
ferenz Ende November 2009 ist 
nicht zufällig auf diesen Zeit- 
punkt gefallen. In der Tat wird 
zwei Wochen nach dieser Minis- 
terkonferenz, die für die Verhand- 
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lungen von grosser Wichtigkeit 
ist, der Weltklimagipfel der UNO 
in Kopenhagen stattfinden. Das 
Experten-Panel der UNO schätzt, 
dass bis in ca. zwanzig Jahren 
die CO2-Emissionen drastisch, 
d.h. um mindestens 40% redu- 
ziert werden müssten, sonst wird 
der Klimawandel irreversibel. 
Die Bevölkerung ist auf die Be- 
drohung des Planeten mehr und 
mehr sensibilisiert, während sich 
der Zustand der Erde durch die 
Logik unhaltbarer Entwicklung 
verschlechtert. Angesichts neuer 
Anwandlungen von Regulierun- 
gen und „Handelsbeinträchti- 
gungen" wäre die WTO es sich 
schuldig, das Dogma zu bekräf- 
tigen, durch welches der Markt 
auch die Klimakrise lösen kann. 
Nichtsdestotrotz sind die „Han- 
dels-Lösungen" und vor allem der 
Markt der „Emissionsrechte" ein 
niederschmetternder Fehlschlag. 
So wird der „neue grüne Kapita- 
lismus" dieselbe unhaltbare Logik 
der forcierten Entwicklung und 


der Profitmaximierung verfolgen. 
Im Gegenteil ist eine koordinier- 
te und konsequente öffentliche 
Politik nötig, um eine ökologi- 
sche Krise zu bekämpfen, die das 
Ungleichgewicht zwischen Arm 
und Reich weltweit noch mehr 
verschärft, da die Armen in erster 
Linie betroffen sind. Angesichts 
dieser Dringlichkeit stehen die 
sozialen Bewegungen hierzulan- 
de vor einer noch nie dagewese- 
nen Verschmelzung von sozialen 
und ökologischen Kämpfen. Aus 
diesem Grund wird auf den Gip- 
fel von Kopenhagen massiv mo- 
bilisiert. Für die globalisierungs- 
kritische Bewegung und Attac 
bietet sich auch die Gelegenheit, 
die direkten Beziehungen zwi- 
schen den sozio-ökonomischen 
und -ökologischen Problemen 
aufzugreifen (vgl. den Beitrag 
von Aurelie Trouv& an der Som- 
merakademie von attac Schweiz 
auf http://www.suisse.attac.org/ 


article2194). 





Lasst uns aktiv wer- 
den! 


Angesichts dieser sozialen und 
ökologischen Dringlichkeit rufen 
Attac Schweiz und eine Koalition 
von Organisationen, sozialen Be- 
wegungen und Gewerkschaften 
zu einer grossen internationalen 
Demonstration am 28. November 
auf, zu einem Diskussionstag am 
darauf folgenden 29. November 
und zu einer Woche der Aktionen 
gegen die WTO in Genf. Sprecht 
in Eurem Umfeld darüber, lasst 


uns aktiv werden, damit die WTO 
definitiv verliert. Eine Internet- 
adresse wurde schon geschaffen, 
für mehr Informationen und Hin- 
tergrundtexte und um über die 
Vorbereitungen laufend zu infor- 
mieren: www.anti-omc2009.org 





Alexandre de Charriere 
attac Schweiz 


Übersetzung: 
Gabriela Greif, Coorditrad 





Veranstaltungen 


und Termine 


17. November 2009, 19h00, Le Cap - 
Französische Kirche / Predigergasse 3, 
Bern: Vortrag mit Miguel Fernando Solis 
(EI Observador) und Javier de Leön (ADIS- 
MI) zu Guatemalas Ressourcenfalle: Kon- 
troverse um den Bergbau; Eintritt frei / 
Kollekte - mit anschliessendem Apero ; 
Übersetzung Spanisch-Deutsch 


19. November 2009, 20h00, Infola- 
den Reitschule, Bern: Eine Informati- 
onsveranstaltung mit Rudi Berli von der 
bäuerlichen Gewerkschaft Uniterre und 
AktivistInnen der geplanten Anti-WTO- 
Proteste in Genf; www.anti-wto.ch 


25. November 2009, 20h00, Kino 
Reitschule: Ebenfalls im Rahmen der 
WTO-Proteste findet eine Infoveranstal- 
tung mit einer/m Vertreterin des Proceso 
de Comunidades Negras (PCN) aus Ko- 
lumbien statt; www.anti-wto.ch 


26. November 2009, 19h00, Unitobler 
/ Lerchenweg 36, Bern: Podiumsdiskus- 
sion zu Steuergerechtigkeit; Raum F-105. 
Infos folgen auf unserer Homepage. 


28. November 2009, 14h00, Genf: 
internationale Demonstration gegen 
das Ministertreffen der WTO; Treffpunkt 
Place Neuve. www.anti-omc2009.org 





7. bis 18. Dezember 2009, Kopenha- 
gen: Mobilisierungen im Rahmen des 
Klimagipfels in Kopenhagen; wwu.cli- 
matenetwork.org, climatejustice.blogs- 
pot.com 


23. Januar 2010, Bern: Zehnte Ausgabe 
der Tour de Lorraine; www.tourdelorrai- 
ne.ch 


29. und 30. Januar 2010, Basel: Zehn- 
te Ausgabe des Anderen Davos: "Den 
Teufelskreis der Herrschaftsverhältnisse 
durchbrechen"; www.othderdavos.net 





Agenda Attac Bern 
Mit Suppe im Bauch die Krise verdauen! 


Krise? Wessen Krise? Warum, wodurch und was 
nun? 


Nächste Daten des Suppenznacht-Zyklus: 


18.11.09 1x1=0 
Auswirkungen auf die Arbeitsplätze 


16.12.09 1x1=0,1 
Unser Rentensystem in der Krise 


17.02.10 1x1=10+y 
Die Antworten der Mächtigen auf die Krise 


17.03.10 1x1=10-y 
Der Fall UBS 


21.04.10 1x1=1 
Zum Beispiel Steuergerechtigkeit! 


Jeweils um 19 Uhr diskutieren wir nach einer 
gemeinsamen Suppe mit Expertinnen und Ex- 
perten im Ali Baba, Lerchenweg 35, Bern (vis- 
a-vis Unitobler). 


Eintritt frei - Kollekte 


Weitere Infos auf www.attac-bern.ch 


>>> Notwendigkeit einer radikalen neuen Agenda 
für Klimagerechtigkeit >>> 


Im Dezember findet in Kopen- 
hagen das Klimatreffen statt. 
Wir drucken hier einen Text vom 
Bündnis Climate Justice Now, 
welcher von Ende 2008 datiert. 
attac frankreich hat seither zum 
Thema eine Broschüre verfasst, 
welche bald auch auf Deutsch 
erhältlich sein wird und die Kli- 
mafrage im Kern mit der Forde- 
rung nach sozialer Gerechtigkeit 
und einer grundsätzlichen Kritik 
am herrschenden System verbin- 
det. Wie schon an anderer Stelle 
erwähnt, hat Aurelie Trouve, Ko- 
Präsidentin von attac frankreich, 
am 6. September an der Som- 
meruni von attac schweiz einen 
wichtigen Beitrag zu Umwelt 
und Klima präsentiert und eine 
rege Diskussion ausgelöst (siehe 
http://wwuw.suisse.attac.org/ar- 
ticle2194). 


Bündnis Climate Justice Now! 


„Wir können den Klimawandel 
nicht aufhalten, wenn wir die 
neoliberale Wirtschaftsordnung 
und die Macht der Konzerne, die 
eine nachhaltige Gesellschaft 
verhindern, nicht verändern. Die 
Globalisierung der Konzerne muss 
gestoppt werden.“ Mitglieder von 
Climate Justice Now! - einem 
weltweiten Bündnis von mehr als 
160 Organisationen - waren im 
Dezember 2008 in Posen, um die 
Entwicklungen bei den UN Kli- 
maverhandlungen aus nächster 
Nähe zu verfolgen. 


Die Dringlichkeit von 
Klimagerechtigkeit 


Die historische Verantwortung 
für den überwiegenden Anteil an 
Treibhausgasemissionen liegt bei 
den Industrieländern des Nor- 
dens. Die Hauptverantwortung 
des Nordens zur Verringerung 
von Emissionen wurde zwar in 
der Konvention anerkannt, jedoch 
bedrohen seine Produktions- und 
Konsummuster weiterhin das 
Überleben der Menschheit und 
der Biodiversität. Es ist zwingend 
notwendig, dass der Norden 


schnellstmöglich den Weg hin zu 
einer emissionsarmen Wirtschaft 
einschlägt. Gleichzeitig müssen 
den Ländern des Südens Ressour- 
cen und Technologien zugänglich 
gemacht werden, damit diese das 
schädliche kohlenstoffintensi- 
ve Modell der Industrialisierung 
vermeiden können. 


Wir glauben, dass jede "gemein- 
same Vision" angesichts der Kli- 
makrise mit der Frage der Kli- 
magerechtigkeit und mit einem 
radikalen Umdenken bezüglich 
des vorherrschenden Entwick- 
lungsmodells beginnen muss. 


Indigene Völker, bäuerliche Ge- 
meinschaften, Fischer und vor 
allem Frauen in diesen Gemein- 
schaften lebten über Jahrhun- 
derte im Einklang mit der Erde. 
Sie sind nicht nur vom Klima- 
wandel am stärksten betroffen, 
sondern auch von den falschen 
Lösungsansätzen wie Agrotreib- 
stoffe, Megadämme, Gentechnik, 
Baumplantagen und Mechanis- 
men zum Kohlenstoffausgleich. 
Nicht die marktbasierten, son- 
dern ihre nachhaltigen Modelle 
zeigen die wirklichen Lösungen 
angesichts des Klimawandels. 


UNFCCCin der Krise 


Regierungen und internationale 
Institutionen müssen zugeben, 
dass der Kyoto-Mechanismus mit 
seinem Ziel, Treibhausgasemissi- 
onen zu reduzieren, gescheitert 
ist. 


Die Grundsätze der UN-Klima- 
rahmenkonvention (United Na- 
tions Framework Convention on 
Climate Change - UNFCCC) - 
gemeinsame, aber differenzierte 
Verantwortung, Gerechtigkeit 
zwischen den Generationen und 
Verursacherprinzip - wurden zu- 
gunsten von Marktmechanismen 
unterlaufen. Die drei wichtigsten 
Säulen der Kyoto-Vereinbarung 
- Clean Development Mecha- 
nism, Joint Implementation und 
Emissionshandel - sind gänzlich 
ineffektiv, um Emissionen zu re- 





duzieren. Trotzdem stehen sie im 
Mittelpunkt der Verhandlungen. 


Kyoto basiert auf dem Emissi- 
onshandel. Dieser erlaubt den 
Ländern des Nordens wie ge- 
wohnt fortzufahren, indem sie 
für Projekte einer "sauberen Ent- 
wicklung" in Entwicklungs- und 
Schwellenländern zahlen. Dieses 
Schema beinhaltet die Absicht, 
dass Verschmutzer in ihren Hei- 
matländern weniger Emissionen 
reduzieren müssen. 


Clean Development Mechanism- 
Projekte sollen eigentlich zu ei- 
ner „nachhaltigen Entwicklung" 
beitragen, gleichwohl umfassen 
sie Infrastrukturprojekte wie 
grosse Staudämme oder Kohle- 
kraftwerke und Baumplantagen 
in Monokultur. Diese Projekte 
reduzieren keineswegs die CO2- 
Emissionen. Sie beschleunigen 
hingegen die Privatisierung und 
die Vereinnahmung der Natur 
durch Konzerne zu Lasten der 
lokalen Gemeinschaften und in- 
digenen Völker. 


Die in Posen diskutierten Vor- 
schläge gehen in die gleiche 
Richtung. Bei den laufenden 
Verhandlungen agieren die 
Industrieländer weiterhin ein- 
zig in ihrem Eigeninteresse. Sie 
nutzen all ihre Verhandlungs- 
taktiken, um Verpflichtungen zur 
Minderung von CO2-Emissionen, 
zur Finanzierung von Anpas- 
sungs- und Reduktionsmassnah- 
men im Süden und zum Techno- 
logietransfer zu verhindern. 


Viele Regierungen aus Ländern 


des Südens suchen ihrerseits 
Wachstum um jeden Preis und 
sind dafür bereit, die Rechte ihrer 
Bevölkerungen und ihre Ressour- 
cen zu verscherbeln. Wir möch- 
ten sie daran erinnern, dass ein 
Klimaabkommen kein Handels- 
abkommen ist. 


Die wichtigsten Protagonisten für 
eine Klimastabilität - indigene 
Völker, Frauen, Bauern, Fischer, 
Gemeinschaften in Wäldern, jun- 
ge, ausgegrenzte und betroffene 
Menschen im Norden und im Sü- 
den - werden systematisch aus- 
geschlossen. Trotz wiederholter 
Anfragen werden indigene Völker 
nicht als offizielle Verhandlungs- 
partei anerkannt. Genauso wenig 
werden die Stimmen der Frauen 
gehört, auch Geschlechterfragen 
spielen im Prozess keine Rolle. 


Zur gleichen Zeit umkreisen pri- 
vate Investoren die Gespräche 
wie Geier, bereit jede Chance zu 
nutzen, die Gewinne verspricht. 
Unternehmen und Lobbyisten 
von Konzernen haben ihren 
Einfluss ausgeweitet und bean- 
spruchten die Konferenzräume in 
Posen für sich. Mindestens 1500 
Industrielobbyisten waren ent- 
weder als NGO oder als Teilneh- 
mer von Regierungsdelegationen 
präsent. 


Das REDD Programm (Reducing 
Emissions from Deforestation 
and Forest Degradation) könn- 
te das grösste Schlupfloch seit 
Beginn der Klimaverhandlungen 
schaffen. Es würde den Ver- 


>>> 


schmutzern aus den Ländern des 
Nordens eine weitere Möglich- 
keit bieten, sich von ihren Ver- 
pflichtungen zur Emissionsmin- 
derung freizukaufen. Der Erhalt 
der Biodiversität und die Rechte 
indigener Völker werden nicht 
erwähnt. Das Programm würde 
jedoch grosse Anreize für Länder 
bieten, ihre Wälder zu verkaufen, 
indigene Völker und Bauern zu 
vertreiben und Wälder in Baum- 
plantagen unter Konzernkontrol- 
le zu verwandeln. Plantagen sind 
keine Wälder. Privatisierung oder 
Enteignung durch REDD oder an- 
dere Mechanismen müssen ge- 
stoppt werden. 


Die Weltbank versucht sich in- 
nerhalb des internationalen Kli- 
maregimes eine Nische zu schaf- 
fen. Dies kann nicht akzeptiert 
werden, da die Bank weiterhin 
verschmutzende Industrien fi- 
nanziert und die Abholzung 
vorantreibt, indem sie die Holz- 
industrie und Agrotreibstoffe 
fördert. 


Der kürzlich von der Bank aufge- 
legte Climate Investment Fonds 
widerspricht Regierungsinitiati- 


ven in der UN und fördert dre- 
ckige Industrien wie beispiels- 
weise Kohle. Entwicklungsländer 
werden hingegen in grundlegend 
ungleiche Geber-Empfänger-Be- 
ziehungen gedrängt. 


Die Forest Carbon Partnership 
Facility der Weltbank soll mit 
Hilfe eines Wald-Kohlenstoff- 
Mechanismus REDD finanzieren, 
was den Interessen von privaten 
Unternehmen dient und den Weg 
zu einer Kommerzialisierung von 
Waldflächen eröffnet. 


Diese Entwicklungen waren zu 
erwarten. Die Klimaverhandlun- 
gen sind von der Marktideologie 
durchdrungen, und die UNFCCC- 
Verhandlungen sind nun wie 
Handelsmessen, auf denen An- 
lagemöglichkeiten feilgeboten 
werden. 


Die wirklichen 
Lösungen 


Die Lösungen für die Klimakrise 
werden nicht von den Indust- 
rieländern oder grossen Unter- 
nehmen kommen. Effektive und 


Spendet für 
attactuelll 


Aus finanziellen Gründen können wir attactuell in Zu- 
kunft wohl nicht mehr so breit verschicken wie bisher. 
Benutze bitte den beigelegten Einzahlungsschein für 
deinen Mitgliederbeitrag oder eine kleine Spende: Kon- 
to 17-762066-4, Attac-Schweiz, 1700 Fribourg! Dann 
bleibst du sicher in unserer engeren Kartei der Empfän- 


gerInnen von attactuell! Danke 


An dieser Nummer haben sich betei- 


Ligt: 


Marco Buechel, Maurizio Coppola, Alwin Egger, Roman 
Kuenzler, Michel Pellaton, Karin Vogt 


dauerhafte Lösungen werden von 
denjenigen kommen, die auch 
bisher die Umwelt geschützt ha- 
ben - indigene Völker, Frauen, 
Bauern, Fischer, Gemeinschaften 
in Wäldern, junge, ausgegrenzte 
und betroffene Menschen aus 
Ländern des Südens und des Nor- 
dens. 


Diese Lösungen beinhalten: 
* ein emissionsarmes Wirt- 
schaftssystem ohne Rückgrif- 
fe auf Ausgleichsmechanis- 
men oder falsche Lösungen 
wie beispielsweise Atomen- 
ergie oder "saubere Kohle" 
und gleichzeitiger Schutz der 
Personen, die von den Um- 
wandlungen betroffen sind, 
insbesondere der Arbeiter 


die Beendigung der Förderung 
fossiler Brennstoffe 


die Nahrungs- und Energie- 
souveränität der Völker 


eine gemeinschaftliche Kon- 
trolle über die Naturressour- 
cen 


die Relokalisierung der Pro- 
duktion und des Konsums 
mit Schwerpunkt auf lokalen 
Märkten 


die vollständige Anerkennung 
der Rechte von indigenen Völ- 
kern, bäuerlichen und lokalen 
Gemeinschaften 


demokratisch kontrollierte, 
saubere erneuerbare Energien 


den Erhalt von Ressourcen auf 
Basis von Rechten, die indige- 
ne Landrechte stärken und die 
Souveränität von Völkern und 
Volkseigentum von Energie, 
Wäldern, Saatgut, Land und 
Wasser fördern 


die Bekämpfung der Abhol- 
zung und ihrer Gründe 


die Einschränkung des exzes- 
siven Konsums der Eliten im 
Norden und im Süden 


massive Investitionen in öf- 
fentlichen Transport 


die Gewährleistung von Ge- 
schlechtergerechtigkeit, in- 
dem die existierenden Unge- 
rechtigkeiten zwischen den 


Geschlechtern anerkannt 
und Frauen bei den Entschei- 


dungsfindungen einbezogen 
werden 
* die Annullierung illegitimer 


Schuldenforderungen durch 
Regierungen des Nordens und 
internationale _Finanzinsti- 
tute. Die Illegitimität dieser 
Schulden wird durch die viel 
größere historische, soziale 
und ökologische Schuld ge- 
genüber den Völkern des Sü- 
dens begründet. 


Wir stehen am Scheideweg. Wir 
rufen zu einem radikalen Rich- 
tungswechsel auf: Klimagerech- 
tigkeit und Völkerrechte müssen 
im Mittelpunkt dieser Verhand- 
lungen stehen. 


In Vorbereitung auf die COP 15 
2009 in Kopenhagen und die 
Zeit danach wird das Bündnis 
Climate Justice Now! weiterhin 
die Regierungen beobachten und 
soziale Kräfte im Süden und im 
Norden mobilisieren, damit das 
Ziel der Klimagerechtigkeit er- 
reicht wird. 


1. Dezember 2008 


Für weitere Informationen über 
CJN kontaktieren Sie Nicola Bul- 
lard unter n.bullard@focusweb. 
org oder Juana Camacho unter 
deuda@censat.org 


Übersetzung: 
Annette Heiss, coorditrad 





>>> Nach der Abstimmung: IV-RentnerlInnen 
>>> 


weiter unter Druck! 


„Nach der Revision ist vor der 
Revision. Mit der Annahme 
der Zusatzfinanzierung für die 
IV ruhen die Erwartungen auf 
der nächsten Reform des Sozi- 
alwerkes." So betitelt die NZZ 
den Kommentar zur Abstim- 
mung des 27. September 2009. 
Eines ist klar: die IV-Bezüge- 
rInnen werden weiterhin stark 
unter Druck stehen. 


Artikel und Kommentare zur Si- 
tuation der Invalidenversiche- 
rung (IV) erscheinen täglich in 
den Medien. Unisono verlangen 
sie einerseits ein repressiveres 
Vorgehen gegen IV-RentnerInnen 
(NZZ vom 29.09.09: „Von den 
Grünliberalen bis zur SVP wird ein 
härterer Kurs bei der Invaliden- 
versicherung unterstützt”), ande- 
rerseits finanzielle Restriktionen 
gegen die Versicherung (NZZ vom 
28.09.09: „Bei den Sozialversi- 
cherungen braucht es eine Schul- 
denbremse“). Auch sind sich alle 
einig, dass mit der Annahme der 
befristeten Mehrwertsteuererhö- 
hung die Sanierung der IV nicht 
erreicht ist. Dafür wurde vorgese- 
hen, einen IV-Fonds zu schaffen, 
der von der AHV ein Startkapital 
von 5 Milliarden Franken erhält. 
Obwohl mit dem JA zur Zusatz- 
finanzierung implizit auch ein JA 
zum IV-Fonds gesprochen wurde, 
untersteht dieses revidierte Bun- 
desgesetz dem Referendum. Die 
SVP liebäugelt auch schon damit 
(NZZ vom 30.09.09: „Die SVP will 
den Milliarden-Transfer in die In- 
validenversicherung rückgängig 
machen‘). 


Sanierungsplan auf 
Kosten der Lohnab- 
hängigen 


Der Druck auf die IV-Rentne- 
rInnen und der Lohnabhängigen 
wurde schon mit der 5. IV-Revisi- 
on erhöht. Diese bettet sich in ei- 
nen grösseren „Sanierungsplan" 
ein, der wie folgt aussieht: 


1. Durch die 2008 in Kraft getre- 
tene 5. IV-Revision wurde die 





Anzahl neuer Renten um 40% 
und der Bestand der laufen- 
den Renten reduziert. Dies ist 
der Preis, welche Menschen, 
die aufgrund von Behinderun- 
gen nicht mehr arbeiten kön- 
nen, zahlen müssen, um „die 
Schulden zu stoppen und das 
Defizit zu stabilisieren" (Fak- 
tenblatt Bundesamt für Sozi- 
alversicherungen [BSV]). 


. Mit einer befristeten Erhö- 


hung der Mehrwertsteuer wird 
das Defizit der IV beseitigt. 
Damit wachsen ihre Schulden 
nicht mehr weiter an und ihre 
Rechnung kann von jener der 
AHV getrennt werden. Nur: 
durch die Mehrwertsteuer- 
erhöhung zahlen vorwiegend 
niedrige und mittlere Ein- 
kommen - und nicht zuletzt 
die IV-RentnerInnen selber - 
diese Massnahme. Durch eine 
Besteuerung von zusätzlichen 
0.2% der Vermögen über 
10 Millionen Franken (total 
Schweiz: 260 Milliarden Fran- 
ken) hätte man innerhalb von 
sieben Jahren und jährlichen 
Zusatzeinnahmen von 0.5 
Milliarden Franken das Defizit 
beseitigt. 


. Die 6. IV-Revision soll mit 


Sparmassnahmen die Ausga- 
ben senken und die IV „nach- 
haltig sanieren“ Übersetzt 
bedeutet dies: Die Leistungen 
der IV sollen weiter gekürzt 
und RentnerInnen aus der IV 
gedrängt werden. 


Die 6. IV-Revision: 


Ausbeutung vor Rente 


Das Hauptelement des ersten 
Massnahmenpakets! der 6. IV- 
Revision trägt den Titel: Einglie- 
derungsorientierte Rentenrevi- 
sion: „Neu sollen grundsätzlich 
auch schon laufende Renten sys- 
tematisch darauf überprüft wer- 
den, ob bei ihren Bezügerinnen 
und Bezügern ein Potenzial zur 
Wiedereingliederung vorhanden 
ist. In Fällen von somatoformen 
Schmerzstörungen, Fibromyalgi- 
en und ähnlichen Sachverhalten 
besteht seit Inkrafttreten der 5. 
IV-Revision grundsätzlich kein 
Anspruch auf eine Rente mehr. 
Mit einer Gesetzesgrundlage wird 
sicher gestellt, dass dieser Grund- 
satz auch bei der Revision von 
laufenden Renten angewandt 
werden kann." (BSV, 6. IV-Revisi- 
on: nächster Schritt zur nachhal- 
tigen Sanierung der Invaliden- 
versicherung) Zudem sollen die 
Bemühungen zur Wiedereinglie- 
derung intensiviert werden. Da- 
durch soll der Bestand der Ren- 
ten noch einmal um 5% (also um 
12'500) reduziert werden. 


Zwei grundsätzliche Probleme 
stellen sich dabei: 


1. Die rückwirkende Renten- 
streichung bei der Neuüber- 
prüfung der IV-Gründe kommt 
einer massiven Prekarisierung 
dieser Menschen gleich. Denn 
die Streichung ihrer Rente be- 


deutet noch lange nicht, dass 
ihr gesundheitlicher Zustand 
ihnen zu arbeiten erlaubt. Im 
Gegenteil, der Zugang zum 
Arbeitsmarkt wird für diese 
Menschen immer schwieriger, 
besonders in Krisenzeiten. 


2. Die Wiedereingliederungsbe- 
mühungen blenden folgendes 
aus: Die Reorganisation der 
Produktion in Unternehmen 
- sowohl in der Industrie, wie 
auch im Bau- und im Dienst- 
leistungssektor - hat den Platz 
für Menschen, die unter einer 
Behinderung leiden, enorm 


reduziert. Die gezwungene 
Wiedereingliederung unter 
solchen Umständen würde 


entweder ihr Leiden erhöhen 
oder neue Leiden hervorrufen. 


Gemeinsam gegen den 
Druck auf RentnerlIn- 
nen und für solidari- 
sche Sozialversiche- 


rungen 


Schon heute ist klar, dass ein Re- 
ferendum gegen das erste Mass- 
nahmenpaket der 6. Revision der 
Invalidenversicherung lanciert 
werden muss, um die sozialen 
Rechte der Behinderten und der 
Lohnabhängigen zu verteidigen. 
Es gilt das Gleiche, was wir zur 
Arbeitslosenversicherung gesagt 
haben (vgl. Artikel http://www. 
suisse.attac.org/Essai-Krise): Nur 
durch die Zusammenschliessung 
aller Lohnabhängigen - IV- 
RentnerInnen, Arbeitslose und 
Armutsbetroffene - können wir 
der neoliberalen und neokonser- 
vativen Politik entgegenhalten 
und emanzipatorische Schritte in 
Richtung angemessene und so- 





lidarische Sozialversicherungen 

machen. 
Maurizio Coppola 
Co-Generalsekretär von attac 
Schweiz 


1 Das erste Massnahmenpaket der 6. 
IV-Revision wird bis Mitte Oktober 
2009 im Parlament diskutiert und 
soll 2012 in Kraft treten. Das zwei- 
te Paket soll 2013 in Kraft treten. 
Wir werden darüber berichten. 


>>> Widerstand am Arbeitsplatz organisieren! >>> 


Wir veröffentlichen den Auf- 
ruf, den die Versammlung der 
vierten Tagung des Netzwerks 
Eine, zehn, hundert Officine 
[Werkstätte der SBB Cargo in 
Bellinzona] am 12. September 
2009 angenommen hat. 


An diesem Treffen haben vie- 
le Gewerkschafterlnnen und 
Aktivistinnen aus Unterneh- 
men in mehreren europäischen 
Ländern (Italien, Frankreich, 
Deutschland, Österreich) teil- 
genommen.VertreterInnen 
bedeutender Kämpfe und ge- 
werkschaftlicher Mobilisierun- 
gen in der Schweiz, wie Nicolas 
Wuillemin (Sprecher der Arbei- 
ter von Swissmetal- Boillat in 
Reconvillier), Marisa Pralong 
(Gewerkschafterin,. die von 
Manor in Genf entlassen wurde 
und erfolgreich für ihre Wie- 
dereinstellung gekämpft hat) 
und Gianni Frizzo (Präsident 
des Streikkomitees der Offici- 
ne Bellinzona) waren ebenfalls 
anwesend. 


Aufruf des Treffens 
Schaffen wir zwei, 


drei, viele Officine 


Seit einem Jahr vergeht mit 
eindrücklicher Regelmässigkeit 
keine Woche, ohne dass neue 
Entlassungen (wie in den ver- 
gangenen Tagen jene der Gruppe 


AGIE Charmilles, davon 74 bei 
AGIE Losone), Kurzarbeit, Um- 
strukturierungen und Betriebs- 
schliessungen verkündet werden. 
In einer kürzlich abgehaltenen 
Pressekonferenz hat der Schwei- 
zerische Arbeitgeberverband 
angekündigt, dass die Politik der 
Unternehmer in den nächsten 
Monaten genau in diese Rich- 
tung gehen wird. 


Auf diese Weise überwälzt die 
Unternehmerschaft die Folgen 
der Krise auf die Lohnabhängigen 
und die Gesellschaft als Ganzes. 


So kann das nicht weitergehen! 
Entlassungen, Lohnabbau, Be- 
triebsschliessungen mit Vernich- 
tung von Tausenden von Arbeits- 
plätzen dürfen wir nicht einfach 
hinnehmen. 


Gegen all das wollen wir uns auf- 
lehnen! Das ist die einzige Art, 
um eine gleichmässigere Vertei- 
lung des Reichtums (der Unter- 
nehmensgewinne) zu erreichen, 
der Konkurrenz unter den Lohn- 
abhängigen entgegenzutreten, 
die aufkommende Resignation 
zu besiegen und Erscheinungen 
von Rassismus und Fremden- 
feindlichkeit im Keim zu ersti- 
cken. Die Männer und Frauen 
mit ihren sozialen und kulturel- 
len Bedürfnissen müssen wieder 
im Zentrum unserer Gesellschaft 
stehen: Unser Leben zählt mehr 
als ihre Profite! 


Auf einen Artikel reagieren? Einen Text zur Veröffentlichung 
vorschlagen ? Bei attactuell mitmachen ? Gerne! 


Kontaktadresse : attactuell@attac.org, 
oder über eine der drei Deutschschweizer attac-Sektionen : 


® attac basel, Postfach, 4002 Basel, 
basel@attac.org, wwuw.local.attac.org/basel 

® attac bern, Postfach 520, 3000 Bern 9, 
bern@attac.org, www.attac-bern.ch 

® attac zürich, Postfach, 8000 Zürich, 
zurich@attac.org, www.local.attac.org/zurich 


Wer sich für die Mitarbeit in einer attac-Sektion interessiert oder 
auch einfach einmal reinschauen möchte, ist jederzeit herzlich will- 
kommen. Infos über geplante Termine und Sitzungen sind bei den 


Gruppen erhältlich. Bis bald ! 


Am besten erreichen wir das 
mit einer Mobilisierung am Ar- 
beitsplatz, ausgehend von einem 
lauten und deutlichen Nein ge- 
gen die Pläne der Unternehmer! 
Nur mit einem grundsätzlichen 
und entschlossenen Widerstand 
gegen die Entlassungen wird es 
möglich sein, eine Solidarität 
innerhalb und ausserhalb der Be- 
triebe aufzubauen. Das ist auch 
die Erfahrung der siegreichen 
Kämpfe in den letzten Monaten, 
wie jenen in der Officine von Bel- 
linzona, bei INNSE in Mailand, 
bei Continental in Frankreich. 


Es ist deshalb unerlässlich, in 
den Betrieben eine Diskussion 
zu beginnen, wie der Widerstand 
gegen den - öffentlichen und 
privaten - Unternehmerangriff 
organisiert werden kann. Das ist 
die vorrangige Aufgabe aller, die 
einen ernsthaften Widerstand 
gegen die Politik der Unterneh- 
mer und der sie unterstützenden 
Regierungen aufbauen wollen: 


e Verteidigung der Arbeitsplät- 
ze! Keine einzige Entlassung! 

e Verteidigung der Löhne und 
der Kaufkraft ! 

®e Recht auf berufliche Weiter- 
bildung auf Kosten des Unter- 
nehmens ! 

© Generelle Senkung der Ar- 
beitszeit ohne gleichzeitige 
Steigerung des bereits hohen 
Arbeitstempos, was zu einer 
echten Neuverteilung von Ar- 
beit, Sicherheit und Gesund- 
heit führt ! 


Das sind die wichtigsten Forde- 
rungen, um die herum die Mobi- 
lisierung in den Betrieben statt- 
finden muss. Ohne Widerstand in 
den Betrieben besteht die Gefahr, 
dass alle andern Aktivitäten (na- 
tionale und regionale Demonst- 
rationen) nutzlos verpuffen. 


Aus diesem Grund werden sich 
alle TeilnehmerInnen des 4.Tref- 
fens Schaffen wir zwei, drei, viele 
Officine ! in nächster Zeit aktiv 
für Mobilisierungen in den Be- 
trieben und Kundgebungen wäh- 
rend der Arbeitszeit einsetzen, 


die auf regionaler und nationaler 
Ebene zu organisieren sind. 


Die TeilnehmerInnen des 4. Tref- 
fens Schaffen wir zwei, drei, viele 
Officine! werden sich dafür ein- 
setzen, dass auf lokaler, regio- 
naler und nationaler Ebene Ko- 
mitees mit dem Ziel geschaffen 
werden, solche Mobilisierungen 
in Zusammenarbeit mit allen 
verfügbaren und gewerkschaftli- 
chen und politischen Kräften her- 
vorzurufen und zu unterstützen. 
Die TeilnehmerInnen des 4. Tref- 
fens Schaffen wir zwei, drei, viele 
Officine! rufen die zahlreichen 
Auseinandersetzungen in Erin- 
nerung, die gegenwärtig statt- 
finden, und solidarisieren sich 
mit allen Arbeiterinnen und Ar- 
beitern, die für die Verteidigung 
ihrer Arbeitsplätze kämpfen, für 
die Sicherheit und Gesundheit 
am Arbeitsplatz und auf diese 
Weise zur Sicherheit aller Ein- 
wohnerlnnen beitragen, wie es 
bei der Sicherheit der öffentli- 
chen Transportmittel der Fall ist 
- so beispielsweise die Beschäf- 
tigten der S-Bahn von Berlin. 
Ein besonderes und bewegendes 
Zeichen der Solidarität geht an 
die Stadt Viareggio. Nach der 
schrecklichen Eisenbahnkatast- 
rophe vor einigen Monaten und 
der Entlassung gewerkschaftli- 
cher AktivistInnen (wie Dante de 
Angelis) als Folge ihres Einsatzes 
für die Sicherheit und die Arbeit- 
nehmerrechte am Arbeitsplatz ist 
ein starkes gewerkschaftliches 
Engagement besonders auf die- 
sem Gebiet erforderlich. 


Schliesslich rufen die Teilneh- 
merInnen des 4. Treffens Schaf- 
fen wir zwei, drei, viele Officine ! 
auch dazu auf, sich an der von 
den Gewerkschaften am 19. Sep- 
tember in Bern organisierten De- 
monstration zu beteiligen. 


Bellinzona, 12. September 2009 
Kontakt mit dem Streikkomitee 
der Officine Bellinzona: 
officine.bellinzona@unia.ch 


>>> Veganismus - 
ein Projekt für eine bessere Welt? >>> 


Auch innerhalb linker und 
(hoffentlich) kritischer Grup- 
pierungen gibt es weiterhin das 
eine oder andere Tabuthema. 
Eines scheint mir die Ernäh- 
rung und ihre Auswirkung auf 
unser Zusammenleben und die 
Umwelt zu sein. Hat was wir 
Essen etwas damit zu tun, dass 
andere nichts zu essen haben? 
Welcher Einfluss hat Ernäh- 
rung auf das Klima? 


(Die Zahlen und Fakten sind auf 
www.vegetarismus.ch gut doku- 
mentiert). 





Dies sind Fragen, denen nicht zu- 
letzt die meisten Entwicklungs- 
organisationen und Umwelt- 
schutzorganisationen aus dem 
Weg gehen - ganz zu schweigen 
von den etablierten politischen 
Parteien. Dabei zeigen die Fakten 
in eine klare Richtung: Wollen 
wir für mehr soziale Gerech- 
tigkeit sorgen und die Umwelt 
schützen, dann sollten wir auf 
Steaks verzichten und den Ver- 
zehr von Milchprodukten tief 
halten. 


Die Fleischproduktion ist mit 
Sicherheit die effektivste Form 
der Nahrungsmittelvernichtung. 
Um 1 kg Fleisch zu erzeugen, 
benötigt man 7-16 kg Getrei- 
de oder Sojabohnen. Bei dieser 
künstlichen Verlängerung der 
Nahrungskette gehen unter an- 
derem 90% der Eiweisse, 99% 
der Kohlenhydrate und 100% 
der Faserstoffe verloren. Trotz- 
dem werden in der Schweiz 66% 
des Getreides an Tiere verfüttert, 
in den USA sind es sogar 80%! 
Dies ergibt folgendes perverses 
Zahlenspiel: Würden zum Bei- 
spiel die Amerikaner nur 10% 
weniger Fleisch essen, so könnte 
man mit dem dadurch eingespar- 
ten Getreide rund eine Milliarde 
unterernährte Menschen ver- 
sorgen. Dies ist natürlich reine 
theoretische Spielerei, doch die 
Marktmechanismen spielen bei 
den Nahrungsmitteln mit ihr zy- 
nischstes Spiel. Denn schlussend- 


lich wird Getreide an denjenigen 
verkauft, der am meisten bietet. 
Und da zum Beispiel Schweizer 
Kühe eine weit höhere Kaufkraft 
haben als eine grosse Menge in- 
discher Menschen, isst Schweizer 
Vieh massenhaft Getreide aus 
dem Subkontinent und die indi- 
schen Menschen hungern. Es gibt 
wohl kaum ein direkteres Abbild 
kapitalistischer Herrschafts- und 
Ausbeutungsstrukturen. 


Man sagt, dass künftige Kriege 
nicht mehr ums Erdöl sondern 
ums Wasser geführt werden. 
Die 100-500 Liter die jede Per- 
son täglich im Haushalt ver- 
braucht, verblassen gegenüber 
den 2000-5000 Liter Wasser, die 
täglich für die Herstellung un- 
serer Nahrungsmittel benötigt 
werden. Auch hier macht es ei- 
nen gewaltigen Unterschied, was 
wir essen. So verbraucht die Her- 
stellung eines Kilos Rindfleisch 
ca. 16'000 Liter (oft im Prozess 
sehr belastetes) Wasser, ein Kilo 
Getreide beinhaltet vergleichs- 
weise moderate 1300 Liter, 1 
Kilo Eier 3300 Liter Wasser. Mit 
16'000 Litern Wassern kann man 
leicht ein Jahr lang seine Dusche 
nehmen. Letztendlich verbrau- 
chen Nutztiere weltweit 8% 
des Trinkwassers, achtmal mehr 
als der Mensch. Bei der Land- 
nutzung sieht es ähnlich aus. 
Auf der Fläche eines Grundstü- 
ckes, die benötigt wird, um ein 
Kilo Fleisch zu erzeugen, könnte 
man im selben Zeitraum 200 kg 
Tomaten oder 160 kg Kartoffeln 
ernten. In der Schweiz werden 
rund 67% der landwirtschaftli- 
chen Nutzfläche für die Tierhal- 
tung und den Futtermittelanbau 
verwendet. Dies entspricht dem 
weltweiten Durchschnitt. 


Bis vor kurzem hat man ange- 
nommen, dass Nutztiere zwar 
die grössten Verursacher des 
Klimawandels sind, jedoch nicht 
in dem Ausmass, wie in neues- 
ten Studien aufgezeigt. Die FAO 
(UNO-Welternährungsorganisa- 
tion) sprach in ihrer 400-seitigen 
Studie aus dem Jahre 2006 noch 
davon, dass die Nutztierhaltung 


18% der Treibhausgase verursa- 
chen würden und somit mehr als 
alle Transportmittel (Auto, Schif- 
fe, Flugzeuge, etc.) zusammen. 
Für das World-Watch-Institut 
haben nun zwei Umweltwis- 
senschaftler der Weltbank diese 
Zahlen nachgerechnet und korri- 
giert: Die FAO, welche sich welt- 
weit für einen höheren Fleisch- 
konsum einsetzt, habe bei ihren 
Berechnungen einiges "über- 
sehen", anderes unterschätzt 
und manche Emissionen falsch 
zugeordnet. Nach Korrektur der 
Fehler stellten die Wissenschaft- 
ler fest, dass der Beitrag der Pro- 
duktion tierischer Produkte auf 
die Treibhausgase mindestens 
51% betragen! Zudem erwartet 
die FAO wiederum, dass sich die 
Fleisch- und Milchproduktion in 
der ersten Hälfte dieses Jahrhun- 
derts noch einmal verdoppeln 
wird. Aus anderem Blickwinkel 
betrachet, muss einE Veganerln 
5000-10'000 zusätzliche Auto- 
kilometer jährlich zurücklegen, 
um die gleiche Menge Treibh- 
ausgase zu verursachen wie einE 
Karnivore. Ob Bio oder nicht Bio, 
macht hier vergleichsweise einen 
kleinen Unterschied. Eine Vega- 
nerln hätte selbst dann noch die 
bessere Umweltbilanz als einE 
Bio-Karnivore, wenn sie alle ihre 
Produkte aus Übersee einschiffen 
liesse. 


Wirtschaftlich gesehen, scheint 
es ein Rätsel, wie ein Ressour- 
cen vernichtender und umwelt- 
schädlicher Wirtschaftszweig 
überhaupt rentabel sein kann. 
Tatsächlich wird die Ausbeutung 
von Tier und Natur nur von der 
Allgemeinheit und dem Steu- 
erzahler ermöglicht, denn un- 
ter Einberechnung aller Kosten 
müsste sich der Preis für Fleisch 
gemäss Worldwatch Institute 
verdoppeln oder verdreifachen. 
Alle Kosten heisst auch die Kos- 
ten der Umweltverschmutzung 
die unweigerlich stattfindet. In 
der Schweiz sind 68% aller Ein- 
nahmen der Landwirtschaft auf 
direkte oder indirekte Subven- 
tionen zurückzuführen. Dies ist 
der höchste Anteil weltweit. Nur 


aufgrund dieser Zuzahlungen 
lohnt sich die Tierhaltung über- 
haupt. 


Veganer Aktivismus nährt sich je- 
doch nicht nur aus diesen Zahlen 
und Fakten sondern ist eine tiefer 
gehende Haltung der Gewaltfrei- 
heit gegenüber Mensch und Tier. 
Er widersetzt sich jeglicher Aus- 
beutungsstrukturen, sei es der 
Ausbeutung des Arbeiters durch 
das Kapital, der Frau durch den 
Mann, farbiger Menschen durch 
weisse Menschen oder Tiere 
durch das Menschentier. Er sieht 
Zusammenhänge zwischen Ge- 
walt zwischen Menschen und der 
menschlichen Haltung gegen- 
über Natur und Tier. Solange Le- 
bewesen als ökonomische Nutz- 
einheit objektiviert werden wird 
Ausbeutung und Gewalt folgen. 
Vielleicht überlegen sich auch die 
AktivistInnen von Organisationen 
wie Attac an der nächsten Som- 
meruni nicht Braten, Fleischplat- 
te, Käseplatte und Käsekuchen 
zu servieren, sondern versuchen 
einmal die vegane Variante. 


Roman Kuenzler 


Vegane Links: 


www.vegetarismus.ch Vegeta- 
rische Vereinigung der Schweiz 
mit sehr starker Tendenz zum 
Veganismus 





veg-tv.info/hauptseite Internet- 
filme zum Thema 


www.veganwelt.de Schmackhaf- 
te vegane Rezepte 


>>> Neuer Aufstieg der Rechtsextremen? >>> 


Die Wahlen am 11. Oktober 2009 
im Kanton Genf haben einen 
neuen Sieger zutage gefördert. 
Mit einem Ergebnis von 14,74 
% der Stimmen hat die MCG 
(mouvement citoyen genevois, 
Bewegung der Genfer Bürger) 
ihre Wählerschaft im Vergleich 
zu 2005 (7,73 %) verdoppelt. Die 
SVP hingegen musste sich mit 
8,55 % zufriedengeben (9,60 % 
im Jahr 2005). Diese Tatsache 
zeigt, dass die Genfer SVP nur ein 
Schatten ihrer Schwesternpar- 
teien in der deutschsprachigen 
Schweiz ist, wo die SVP weiterhin 
beständig Stimmen gewinnt. 


Die MCG, die vor allem mit ih- 
rer Anti-Grenzgänger Kampag- 
ne vorangekommen ist, hat mit 
den Ängsten der Bevölkerung in 
einer sehr schwierigen Lage ko- 
kettiert. Im Allgemeinen erfahren 
Arbeiterlnnen und Angestellte 
massive Umstrukturierungen - 
sowohl in der Industrie als auch 
im Baugewerbe und im Dienst- 


Nestlegate: 
Das Buch 


Soeben ist das Buch des 
Westschweizer Journalisten 
Alec Feuz zum Prozess gegen 
Nestl& und Securitas wegen 
Einschleusens von Agen- 
tinnen in attac erschienen 
(auf Französisch). Auf etwa 
200 Seiten weist der Autor 
nach, dass noch selten eine 
Untersuchung derart vorein- 
genommen geführt wurde 
(Zitat Buchrücken). Frappant 
ist, wie Beweisstücke und 
Offensichtliches weggeredet 
werden und sich die Verant- 
wortlichen für diese mehr- 
jährige Spitzelaktion nicht 
scheuen, Unwahrheiten in 
den Raum zu setzen, die der 
Richter dankbar aufnimmt. 
Über dessen Arbeitsweise 
mutmasst das Buch: "Faul- 





leistungssektor - die als Syno- 
nym für Massenentlassungen, 
für die Unsicherheit des Arbeits- 
platzes, für die Individualisierung 
der Lohnverhandlungen und für 
Angriffe auf die materiellen und 
institutionellen Errungenschaf- 
ten sozialer Grundlagen stehen. 
Diese Unsicherheitsgeneratoren 
sind ein günstiges Klima für eine 
Vereinfachung der sozialen Prob- 
leme: Schuld sind die Ausländer 
und der Weggang der Ausländer 
bedeutet das Ende der Probleme. 


In diesem Zusammenhang kann 
die Analyse von Alain Bihr über 
den Aufstieg der FN (Front Na- 
tional von Le Pen) in Frankreich 
in den 90er Jahren für die Ge- 
gebenheiten in der Schweiz auf- 
gegriffen werden: „Zwei Aspekte 
dieser Angst müssen hauptsäch- 
lich berücksichtigt werden. Ei- 
nerseits die Verbundenheit der 
Mittelschicht mit ihren mate- 
riellen Besitztümern (vor allem 
Auto und Wohnung), die oftmals 


ALEC FEUZ 


heit, Überlastung, wieder- 
holte Fehleinschätzungen, 
Gefälligkeit oder andere 
Fehler?". Auf jeden Fall ein 
sprechendes Beispiel von 
Klassenjustiz. Affaire clas- 
see. Attac, Securitas, Nest- 
le, zu bestellen bei Editions 
d’en bas, Rue des Cötes-de- 
Montbenon, 1003 Lausanne 
oder enbas@bluewin.ch für 
33 CHF inkl. Porto. 


mühsam erworben wurden und 
daher einen hohen symbolischen 
Wert haben. Diese Verbunden- 
heit kann im Hinblick auf die 
ansteigende Rate der Kleinkri- 
minalität nur zu einem überstei- 
gerten Sicherheitsbewusstsein 
führen. Andererseits und wich- 
tiger noch: die Angst vor einem 
sozialen Abstieg und der innere 
Zwang, sich vom Lumpenprole- 
tariat abzuheben, sind durch die 
Vermehrung der „Obdachlosen“ 
und der „neuen Armen” deutlich 
gestiegen. Ein Lumpenproletari- 
at, dessen sinnbildliche Figur der 
Gastarbeiter ist (auch wenn die 
sozio-Ökonomische Wirklichkeit 
der Einwanderer sich deutlich ge- 
ändert hat). Hier findet sich eine 
der Grundlagen des weit verbrei- 
teten Rassismus: Der Einwande- 
rer wird wahrgenommen als der, 
dessen sozialer Status, verwund- 
bar und abgewertet, das lebende 
Beispiel dafür ist, was viele fran- 
zösische Arbeiter und Angestellte 
fürchten, eines Tages zu werden. 
Ausserdem ist die Tatsache, dass 
man sich in Konkurrenz (um Ar- 
beit, Wohnung, Erteilung von Zu- 
schüssen etc.) mit ihm befindet, 
zum Anzeichen der Degradation 
ihrer sozialen Lage geworden." 
(Alain Bihr, En France, desespe- 
rance populaire et demagogie 
politique, erschienen im Dezem- 
ber 1995 in le Monde diploma- 
tique). 


Strohfeuer? 


Ist der Aufstieg einer Rechten 
rechts der SVP die Wiederholung 
dessen, was Genf in den 70er 
Jahre erlebt hat, als die Vigilan- 
ten, die eine Kampagne gegen 
die Angestellten internationaler 
Organisationen in Genf geführt 
haben, die stärkste Partei der 
Stadt wurden? Inhaltliche Analo- 
gien sind sicher vorhanden. Wie 
in den 70er Jahren erleben wir 
heute eine wirtschaftliche und 
soziale Krise. In der Geschichte 
hat die Rechte immer in Krisen- 
zeiten ihre Macht gestärkt. Aber 
muss man dieses Wahlergebnis 
als Strohfeuer ansehen, als eine 
typische Genfer Gegebenheit, die 
vorübergeht? 


Die Wandlung der 
„Arbeiterstimme" 


Eine fachgerechte Analyse der 
rechten und sogar der extrem 
rechten Stimmabgaben muss die 
Veränderung der „ArbeiterInnen- 
stimmen" mit einbeziehen, das 
heisst die Entwicklung der Ar- 
beiterwählerschaft. Genau das 
hat Florent Gougou, Forscher am 
CEVIPOF (Zentrum für politische 
Forschung) in seiner Analyse der 
französischen Wahlen im Jahr 
2002 getan, als zum ersten Mal 
ein Kandidat der Rechtsextremen 
den zweiten Wahldurchgang er- 
reichte (im vorliegenden Fall Le 
Pen für die Front National). 


Gougou fasst seine Analyse wie 
folgt zusammen: „In Frankreich 
gehorcht der Stimmenverfall der 
Arbeiterklasse zwei hauptsächli- 
chen Gedankengängen: die Präg- 
nanz der industriellen Wandlung 
innerhalb der von Kommunisten 
bestimmten Arbeitermilieus und 
die Bilanz der Linken nach ihrer 
Regierungszeit. Aber die Verän- 
derung wird im Wesentlichen 
durch die jüngeren Generationen 
verursacht, die nie von der Klas- 
senbildung erfüllt waren, die die 
Arbeiter zur Linken geführt hat.” 


Und weiter: „Die Stimmabgabe 
für die Front National, obwohl 
auch in einigen kommunistischen 
oder sozialistischen Arbeiter- 
kreisen spürbar, ist in erster Linie 
zurückzuführen auf rechte Arbei- 
terkreise, die sich angesichts der 
neuen Herausforderungen, die 
zwischen 1981 und 1984 auf- 
getaucht sind - an erster Stelle 
die Einwanderer - geradezu ra- 
dikalisiert haben. Hingegen ist 
der Anstieg der Wahlverweige- 
rung typisch für die linken Kreise, 
hauptsächlich kommunistisch, 
die damit auf die abfallenden lin- 
ken Stimmen reagieren.“ (Florent 
Gougou, Les mutations du vote 
ouvrier sous la Ve republique, 
erschienen in Nouvelles Fonda- 
tionS - Nr. 5). 


Der Verfall des industriellen 
Sektors und die Zunahme der 


Dienstleistungen in der Wirt- 
schaft haben gleichzeitig die 
Berufsbilder und Arbeitsplätze 
der Arbeiterlnnen verändert. Pa- 
rallel dazu hat das Auftauchen 
von Massenarbeitslosigkeit die 
Arbeitsplatzsituation der Arbei- 
terlnnen unsicher gemacht. In 
diesem Zusammenhang ist es 
hauptsächlich die „Krisengene- 
ration", also die Generation, die 
den „Klassenkompromiss" nicht 
kennengelernt hat, die mehr und 
mehr der Rechten zustimmt. Und 
die linken Kreise nehmen immer 
weniger an den Wahlen teil (in 
Frankreich - 30 %o). 


Kurz gesagt: die rechten Stim- 
men sind nicht „vorübergehend", 
sondern eine strukturbedingte 
Wirklichkeit, die mit den Verän- 
derungen der Arbeitswelt und 
den Schwierigkeiten für die „Kri- 
sengeneration" verbunden ist. 


Die Linke und der 
Kampf gegen Rassis- 


mus 

Soziale Situation, industrielle 
Wandlung, Generationenfaktor 
>>> 


und Wahlmüdigkeit sind natür- 
lich wichtige Faktoren für die 
Verbreitung der Rechten und 
sogar der Rechtsextremen. In 
diesem Zusammenhang zieht 
jede „vereinfachte" Reaktion Er- 
wartungshaltungen nach sich. 
Auf diese Tatsache baut die Ge- 
werkschaft der MCG, die SEGE 
(Gewerkschaft zum Schutz der 
ansässigen Genfer Arbeitneh- 
merlnnen). Auf ihrer Internetsei- 
te findet man die Aussage: „Die 
Grenzgänger machen das Ge- 
setz nicht." Es ist geschichtlich 
nachgewiesen, dass konservative 
Kräfte aus den diskriminiertes- 
ten Bürgern „Gefahren für die 
Demokratie" machen, um so die 
bestehenden Verhältnisse umzu- 
kehren, um dadurch ihre Politik 
besser durchzusetzen und die 
Unterdrückung herunterzuspie- 
len. All das findet sich in der Rhe- 
torik von MCG und SEGE wieder. 
Eine Bestätigung dieser neuen 
Gewerkschaft spielt sich vor Ort 
ab: werden die „linken“ Gewerk- 
schaften (Unia, SIT, VPOD etc.) in 
der Lage sein, angemessene Ant- 
worten auf die aktuelle soziale, 
wirtschaftliche und politische 
Situation zu finden? Ein gewerk- 


schaftliches Engagement ist jetzt 
wichtiger denn je! 


Jedoch muss noch ein anderes 
Element der Ausbreitung der 
Rechten berücksichtigt werden: 
das Fehlen einer linken Perspek- 
tive für die Arbeiterlnnen-Mi- 
lieus. In einem Artikel mit dem 
Titel „Die Wanderarbeiter, erste 
Opfer der Krise", der in „Evene- 
ment syndical (Zeitung der Ge- 
werkschaft Unia) vom 12. August 
2009 erschienen ist, wird ein 
Vertreter des Schweizerischen 
Gewerkschaftsbundes wie folgt 
zitiert: „Wir wollen ihnen [Aus- 
länderinnen und Ausländer] Er- 
folgsperspektiven für ihr Berufs- 
leben geben. Diskriminierungen 
bei der Arbeit bremsen das Wirt- 
schaftswachstum und verhindern 
schliesslich die Integration. Denn 
wer diskriminiert wird, fühlt sich 
niemals zuhause.” 


Obwohl die antirassistischen 
humanistischen Argumente zu 
begrüssen sind, stossen sie doch 
auch auf ihre Grenzen, denn sie 
klammern die Schwierigkeiten 
aus, die Menschen vor dem Hin- 
tergrund ihrer verschlechterten 


Initiative für ein Verbot von 


Kriegsmaterial-Exporten >>> 


Die Initiative für ein Verbot 
von Kriegsmaterial-Exporten, 
von der GSoA (Gruppe Schweiz 
ohne Armee) lanciert und unter 
anderen von attac schweiz un- 
terstützt, kommt im Herbst zur 
Abstimmung. Ein wuchtiges Ja 
empfiehlt sich! (Red.) 


Schweizer Waffen 
töten - weltweit 
Waffen sind kein Produkt wie 
jedes andere. Sie werden her- 


gestellt, um Menschen zu tö- 
ten. Möglichst viele, möglichst 


effizient. Auch die vermeintlich 
neutrale Schweiz mischt kräf- 
tig mit in diesem dreckigen 
Geschäft. 72 Staaten wurden 
im Jahr 2005 mit Schweizer 
Kriegsmaterial beliefert. Zurzeit 
dienen die exportierten Schwei- 
zer Waffen vor allem dem soge- 
nannten "Krieg gegen Terror", 
mit dem die USA und ihre Ver- 
bündeten in Wahrheit primär 
wirtschaftliche Ziele verfolgen. 
Aber auch Entwicklungsländer 
und Krisengebiete werden re- 
gelmässig mit Schweizer Waffen 
beliefert. Damit unterläuft die 


Schweiz ihre eigenen entwick- 
lungs- und friedenspolitischen 
Bemühungen. 


Das-will 
die Initiative 


Die Volksinitiative für ein Ver- 
bot von Kriegsmaterial-Expor- 
ten will dem Geschäft mit dem 
Tod einen Riegel schieben. Mit 
einem Verbot von Waffenaus- 
fuhren kann die Schweiz ih- 
rem humanitären Engagement 
neue Glaubwürdigkeit verlei- 
hen und ein starkes Zeichen für 


materiellen Lebens- und Arbeits- 
bedingungen erleben. Es geht 
jedoch, ohne die soziale Realität 
vereinfachen zu wollen, darum, 
den Teufelskreis der Herrschaft 
zu durchbrechen - hier die dop- 
pelte Herrschaft von Kapital/Ar- 
beit und Einheimische/Ausländer. 
Das ist das wichtigste Instrument 
für die Emanzipation aller Lohn- 
abhängigen. 


Maurizio Coppola 
Übersetzung: Gina Heidemann, 
Coorditrad 


eine friedlichere Welt setzen. 
Die Schweiz ist wirtschaftlich 
nicht auf Waffenausfuhren an- 
gewiesen. Die Umstellung der 
Rüstungsbetriebe auf zivile 
Produktion muss vorangetrie- 
ben werden. Die Initiative sieht 
flankierende Massnahmen vor, 
mit denen der Bund die vom 
Ausfuhrverbot betroffenen Re- 
gionen und Arbeitnehmenden 
unterstützen soll. 

GSoA 


Weitere Infos: 
www.kriegsmaterial.ch 


>>> Das Andere Davos 2010! Den Teufelskreis 


der Herrschaftsverhältnisse durchbrechen >>> 


Am Freitag 29. und Samstag 30. 
Januar 2010 wird in der Grenz- 
stadt Basel die zehnte Ausgabe 
des Anderen Davos organisiert, 
der Gegenveranstaltung zum 
Weltwirtschaftsforum WEF von 
Davos. Die anstehende Ausgabe 
des Anderen Davos wird wieder 
grösser ausfallen als in vergan- 
genen Jahren. Überlegungen 
zur aktuellen Situation und der 
Notwendigkeit, die internatio- 
nale Mobilisierung gegen das 
WEF weiterhin voranzutreiben, 
skizziert dieser Ausschnitt aus 
einer von der Jahresversamm- 
lung von attac schweiz am 6. 
September angenommenen Re- 
solution. 






Das,A 


Der Titel 
Herrschaftsverhältnisse durch- 
brechen" knüpft an die Brisanz 
der aktuellen Krise, welche unse- 
re Welt derzeit mit voller Wucht 
erfasst. Auf Podien und Work- 
shops mit Silvia Lazarte (Präsi- 
dentin der konstituierenden Ver- 
sammlung Boliviens), Tarig Ali, 
Noam Chomsky (live Videointer- 


"Den Teufelskreis der 


Neue Nummer von 
Sand im Getriebe 


Sand im Getriebe, der elektronische Rundbrief der interna- 
tionalen Attac-Bewegung in deutscher Sprache, ist in der 
77. Ausgabe erschienen. Inhalt: G20: Schaumschlägerei, 
von Attac Frankreich; 4 Grundsätze und 10 Massnahmen 
zum Finanzwesen - Gipfel von Pittsburgh - Hört auf mit 
dem Mummenschanz!; Die Vorzüge der Deglobalisierung, 
von Walden Bello; Pittsburgh und das Gipfeltreffen von 
Margarita, von Fidel Castro; Kritik am Stiglitz-Report, von 
Samir Amin; Gegenwärtige und zukünftige Auswirkungen 
der Krise, von Francois Houtart; Revitalisierung der UNO, 
von Miguel d’Escoto Brockmann; Ich möchte alle Staaten 
ermutigen, Schuldenaudits durchzuführen, von Cephas 
Lumina, UNO- Experte; Auch Osteuropa im Würgegriff 
des IWF; Gipfelstürmen im Treibhaus? Von Alexis Passa- 
dakis, Tadzio Müller; Notwendigkeit einer radikalen neuen 
Agenda für Klimagerechtigkeit, vom Bündnis Climate Ju- 
stice Now!; Kampf um das Land in Indien, von Arundhati 
Roy; Indien in der Globalisierungsfalle, von Utsa Patnaik; 
Von unseren Dörfern aus nach Delhi und Genf, von Ash- 
lesha Khadse, Via Campesina Südasien; Aussetzung des 
Assoziationsabkommens EU-Israel! Erklärung des General 
Councils des TUC*(Trade Union Congress) in Grossbritanni- 
en zum Nahen Osten; Den Mut zu sozialen Protesten mit 
alternativen Konzepten kombinieren... 


Sand im Getriebe dokumentiert wichtige Debatten und 
Attac-Themen. Der Rundbrief kann auf Papier bestellt oder 
elektronisch runtergeladen werden unter http://sandimge- 
triebe.attac.at 


Ip ther 
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dere 


view), einer Vertreterin der Be- 
wegung der Migrantinnen in den 
USA, Gianni Frizzo von Officine 
Bellinzona, einer Vertreterin der 
Landlosenbewegung MST in Bra- 
silien u.a.m. werden wir der Frage 
nachgehen, wie eine andere Welt 
aussehen kann. 


Der Kontext, in dem das WEF im 
Januar 2010 tagt, kann wie folgt 
resümiert werden: 


1. Während das World Economic 
Forum (WEF) vom 27. bis zum 31. 
Januar 2010 seine 40. Auflage 
feiert, wird das Andere Davos im 
Januar 2010 das zehnte Treffen 
veranstalten. 


2. Die Benennung Anderes Da- 
vos hatte zwei Bedeutungen: 
a) auf eine alternative kritische 
Denkweise hinweisen, die an 
die Wurzel geht; b) der Zusam- 
menschluss von diversen Kräften 
unter diesem Namen. Das Andere 
Davos ist kein reines attac-Kind, 
sondern eines von mehreren 
Kräften. 


3. In diesen zehn Jahren hat sich 
die Situation verändert und dies 
ist auf zwei Faktoren zurückzu- 
führen: a) die Tiefe und die Dauer 
der Krise des transnationalen Ka- 
pitalismus, die im 2007 begonnen 
und sich im 2008 verschärft hat; 
b) die Elemente von Widerstand 
und Antworten angesichts der 
Dimensionen dieser Krise und der 
damit verbundenen Offensive der 
Arbeitgeber (eine Krise bedeutet 
stets eine massive Zerstörung 
von Kapital mit Betriebsschlie- 
ssungen, Entlassungen, Ausla- 
gerung von Produktionsstätten 
etc.). 


4. Diese Krise mündet zugleich in 
eine scheinbare Radikalisierung 
der Positionen der Wortführer 


[B/avo 


des globalisierten Kapitalismus. 
So behauptet Pascal Lamy, Gene- 
raldirektor des Welthandelsorga- 
nisation WTO (Im Le Temps vom 
28. August 2009): "Die Wähler 
haben rechts gewählt, weil sie 
besorgt sind und die Rechte sagt, 
dass sie sie besser beschützt, no- 
tabene durch den Einsatz von In- 
strumenten der Linken. Aber der 
Hauptfaktor ist das Fehlen einer 
Alternative, die auf der Kritik und 
Überwindung des Systems ba- 
siert. Ich denke im Kapitalismus 
gibt es grundlegende Ungleich- 
heiten, die man an der Wurzel in 
Frage stellen muss." 


Dies ist bezeichnend für die Tie- 
fe der Krise, wie sie von einem 
Verwalter wahrgenommen wird, 
dem die globalisierte Dimensi- 
on des Problems nicht entgehen 
kann. Es sticht ihm ebenfalls ins 
Auge, dass Krisenanalysen, die 
nur auf Finanziarisierung des Ka- 
pitalismus zielen, zu kurz greifen. 


5. Das WEF legt den Schwerpunkt 
auf „Möglichkeiten, welche die 
Jüngste globale Wirtschafts- und 
Finanzkrise enthüllt und die Op- 
portunität, die weltweite Zusam- 
menarbeit zu stärken, die aktuel- 
len Herausforderungen zu meis- 
tern und Risiken zu mindern". 


6. Im Umfeld von 2009-2010 
sollte sich das Andere Davos 
nicht auf eine kritische Analyse 
konzentrieren, sondern auf die 
Praxis der kritischen Analysen, 
das heisst auf die Kämpfe und 
die Mobilisierungen, die trotz 
allen Schwierigkeiten auf natio- 
naler und internationaler Ebene 
entstehen. 


Weitere Informationen und Ein- 
schreibemöglichkeiten finden 
sich bald auf www.otherdavos. 
net. Notiert euch das Datum! 


>>> Delaware (USA), Luxemburg und Schweiz 
führen den Schattenfinanzindex des Netzwerk 
Steuergerechtigkeit an >>> 


Pressemitteilung 


(Berlin, 2.11.09) Fünf Tage vor 
dem G2O0-Treffen in Grossbri- 
tannien stellt das internationale 
Netzwerk Steuergerechtigkeit 
(Tax Justice Network) erstmals 
seinen Schattenfinanzindex (Fi- 
nancial Secrecy Index FSI) vor. 
Dieses neuartige Ranking listet 
den US-Bundesstaat Delaware 
auf Platz eins der Steuer- und 
Verdunkelungsoasen, noch vor 
Luxemburg, der Schweiz und den 
Kaimaninseln. G20-Gastgeber 
Grossbritannien steht mit der 
City of London auf Platz fünf. 


Der Index trägt der Tatsache 
Rechnung, dass geringe Trans- 
parenz - undurchlässiges Bank- 
geheimnis, fehlende Publizi- 
tätspflichten für Unternehmen, 
Verschleierung der Eigentums- 
verhältnisse von Stiftungen und 
Trusts u. a. - für Steueroasen in- 
zwischen zu einem ebenso wich- 
tigen Standortfaktor geworden 
ist wie die geringe Besteuerung. 
Der Index, das Ergebnis zweijäh- 
riger unabhängiger Forschungs- 
arbeit von Wissenschaftlern und 


>>> Die 10. Tour de Lorraine: Alternativen 


Im Januar 2010 findet die 10. 
Ausgabe der Tour de Lorraine 
statt. Von der kritischen Analyse 
geht es nun zur Umsetzung. 


Die letzten 9 Ausgaben der Tour 
de Lorraine haben das jeweils in 
der Folgewoche in Davos statt- 
findende WEF - World Economic 
Forum, resp. die dort vertretenen 
Firmen und Politiker themati- 
siert, herrschende Verhältnisse 
angeprangert und Missstände 
aufgezeigt. So wurden in ver- 
gangenen Jahren beispielswei- 
se die Praktiken der Pharma- 
Industrie beleuchtet und auch 
der Nahrungsmittelmulti Nestle 
wurde kritisch hinterfragt. 


Zur 10. Ausgabe legen wir den 
Fokus auf real existierende po- 


Steuerexperten, erhebt syste- 
matisch die rechtlichen Rah- 
menbedingungen von 60 Schat- 
tenfinanzplätzen sowie deren 
jeweiliges Gewicht am globalen 
Finanzmarkt. 


„Mit diesem bislang einzigarti- 
gen Ansatz werden neben den 
üblichen Steueroasen in der Ka- 
ribik und dem Pazifik jetzt auch 
die grossen Finanzplätze in Lon- 
don und den USA in den Blick 
gerückt, die weltweit massgeb- 
lich zu Steuer- und Kapitalflucht 
beitragen", sagt Klaus SCHILDER 
von terre des hommes, der den 
Index am Montag gemeinsam 
mit Misereor und dem Global 
Policy Forum für das deutsche 
Netzwerk Steuergerechtigkeit in 
Berlin vorstellt. Die Hälfte der 
zehn Spitzenplätze des Rankings 
werden von europäischen Län- 
dern eingenommen (Irland: Platz 
6, Belgien: Platz 9). „Bezeichnen- 
derweise hatten die deutschen 
Krisenbanken IKB und Sachsen 
LB ihre hochriskanten Geschäf- 
te, mit denen sie in die Pleite 
rutschten, in Delaware und Irland 
angesiedelt," so Schilder weiter. 


litische, wirtschaftliche und ge- 
sellschaftliche Alternativen. Wir 
möchten eine klare Antwort ge- 
ben: Nein, eine einzige Antwort, 
eine Alternative zum Kapitalis- 
mus gibt es nicht. Es gibt deren 
viele! Vom Zeittauschprojekt 
über alternatives Radio bis hin 
zu in Kommunen organisiertes, 
gemeinsames Leben und Ar- 
beiten, autonome Schulen und 
durch die OpenSource Software 
inspirierte Peer Ökonomie. 


Wir möchten den BesucherInnen 
genügend Zeit geben um sich 
all die verschiedenen Projekte 
anzusehen, sich zu informieren 
und bei Interesse mit einigen 
vertieft auseinander zu setzten. 


Die Tour de Lorraine beginnt 


11 


Der FSI ist nicht zuletzt als Ge- 
genentwurf zu der Schwarzen 
und Grauen Liste der Steueroa- 
sen gedacht, die die OECD seit 
April im Auftrag der 620 erstellt. 
„Diese Steueroasenlisten sind ein 
stumpfes und von politischen 
Rücksichtnahmen gezeichnetes 
Werkzeug", hebt Jens MARTENS 
vom Global Policy Forum hervor. 
„Dabei benötigen Regierungen 
und Finanzinstitute gerade nach 
den Erfahrungen der Finanzkrise 
dringend ein objektives Instru- 
ment, um die Risiken, die von 
Schattenfinanzplätzen ausge- 
hen, einschätzen und möglichst 
schnell beseitigen zu können." 


„Das OECD-Verfahren taugt 
bestenfalls zum Weisswaschen 
schmutziger Geschäfte”, betont 
auch Georg STOLL von Misereor. 
„Die öffentlichen Haushalte in 
Industrie- und Entwicklungslän- 
dern geraten immer tiefer in die 
roten Zahlen, während Armuts- 
bekämpfung und Klimawandel 
gleichzeitig gigantische globale 
Kraftanstrengungen erfordern. 
Wie lange wollen die Regierun- 
gen unter diesen dramatischen 
Umständen einer jährlichen 


also schon am Donnerstag, 21. 
Januar. An einer Abendveran- 
staltung wird das Vertragsland- 
wirtschaftsprojekt vorgestellt, 
welches im Moment in Bern 
gedeiht. KonsumentInnen sind 
eingeladen das Projekt kennen 
zu lernen, um sich vielleicht für 
eine aktive Teilnahme zu ent- 
scheiden. 


Am Tour de Lorraine Tag selbst, 
am Samstag, 23. Januar wird 
den ganzen Tag über ein "Alter- 
nativen-Märit" statt finden. Hier 
kann Mensch sich zu den oben 
erwähnten und verschiedenen 
weiteren Projekten informieren, 
Workshops besuchen und die in 
der Schweiz und anderswo ge- 
lebten Alternativen kennen ler- 
nen und sich inspirieren lassen. 


Steuerflucht von mehreren 100 
Milliarden Euro noch zuschauen? 
Die G20 müssen sich endlich die- 
sem Gerechtigkeitsproblem stel- 
len." 


Das Netzwerk Steuergerechtig- 
keit fordert deshalb die G20O auf, 
sich auf ein multilaterales Ab- 
kommen zu automatischem Aus- 
tausch von Steuerinformationen 
zu verständigen. 


Der Schattenfinanzindex FSI 
kann eingesehen werden unter: 
www.financialsecrecyindex.com/ 


Das internationale Tax Justice 
Network (http://www.taxjustice. 
net/) ist ein Zusammenschluss 
von sozial- und entwicklungs- 
politischen sowie kirchlichen Or- 
ganisationen, Wissenschaftler/ 
innen und engagierten Einzelper- 
sonen. Es setzt sich für Reformen 
gegen Steuerflucht und miss- 
bräuchliche Steuervermeidung 
ein. In Deutschland wird es vom 
Netzwerk _Steuergerechtigkeit 
vertreten. 


säen! >>> 


Natürlich finden am Abend wie 
jedes Jahr Filmvorführungen, 
Konzerte und Partys in mehr 
als 10 verschiedenen Lokalen 
im und um das Berner Lorraine- 
quartier statt. 


Die Liste der vertretenen Pro- 
jekte und das genaue Programm 
wird ab ca. Mitte Dezember 
unter www.tourdelorraine.ch 
veröffentlicht. Mit dem Ge- 
winn werden auch im Jahr 2010 
fortschrittliche politische und 
kulturelle Projekte unterstützt 
werden. 





Eine andere Welt ist nötig, mög- 
lich und... es existiert viel mehr 
als nur Ideen. Kommt und seht 
selbst! 


>>> Attac für eine Steuerwende in der Schweiz! >>> 


Im Steuerparadies Schweiz ru- 
mort es. Das Geschäftsmodell 
der hiesigen Banken, das auf 
Schwarzgelder ausgerichtet ist, 
die am Fiskus anderer Länder 
vorbei geschleust wurden, wird 
gleich von mehreren Seiten at- 
tackiert. Nach den USA und 
Deutschland, scheinen auch die 
italienischen Eliten das Interes- 
se daran verloren zu haben, der 
Schweiz länger einen Sondersta- 
tus inmitten Europas zuzugeste- 
hen. Anfang November publizier- 
te zusätzlich das internationale 
Netzwerk für Steuergerechtigkeit 
erstmalig den Schattenfinanzin- 
dex'!, eine Art Negativrangliste 
der intransparentesten und sys- 
temgefährdensten Finanzplätze 
der Welt, basierend auf 13 Indi- 
katoren und 1300 Seiten Daten 
über 60 Offshore Centren. Die 
Verwunderung darüber, dass die 
Schweiz in der Auswertung hin- 
ter den USA und Luxemburg den 
dritten Platz belegte, weit vor 
den üblichen Verdächtigen wie 
Cayman Islands oder den Baha- 
mas, hielt sich in Grenzen. Wäh- 
rend der Druck aus dem Ausland 
hochgehalten wird, fehlt es in der 
Schweiz weiterhin an einer wirk- 
lichen 'Heimatfront', an den poli- 
tischen Bewegungen, die für ei- 
nen neuen Finanzplatz kämpfen 
und nicht fürchten, Landesver- 
räterlnnen geschimpft zu wer- 
den. Die parlamentarische Linke 
ist momentan leider weit davon 
entfernt, diese Rolle übernehmen 
zu wollen. Aus diesem Grund hat 
sich unter der Beteiligung von 
Attac eine Arbeitsgruppe 'Steu- 
erwende' gegründet, die sich zum 
Ziel gesetzt hat, in der Schweiz 
eine politische Bewegung los- 
zutreten, die eine grundsätzlich 
neue Ausrichtung des Finanz- 
platzes und der Steuerpolitik als 
Rückverteilungsfaktor fordert. 


Das gemeinsam mit Vertretern 
der Erklärung von Bern, Mitglie- 
dern des Denknetz und Einzel- 
personen verfasste Steuermani- 
fest, kann auf www.steuerwende. 
ch angesehen und unterzeichnet 
werden. Oder noch besser: Sie 
beteiligen sich aktiv an der Steu- 


erkampagne von Attac und mel- 
den sich unter schweiz@attac. 
org 


Attac 
für eine Steuerwende 


in der Schweiz! 


Die Krisenanalysen sind gemacht. 
Es sind nicht etwa einzelne gieri- 
ge Reiche oder verantwortungs- 
lose Banken, die eine system- 
fremde Finanz- und Wirtschafts- 
krise verursacht haben. Wir er- 
leben vielmehr eine Systemkrise 
des Kapitalismus grösseren Aus- 
masses. Hauptursachen sind die 
aufgeblähten Finanzmärkte und 
die extremen sozialen Ungleich- 
heiten. Das Steuersystem trägt 
seinen Teil dazu bei. Während 
der letzten 30 Jahre der neoli- 
beralen Gegenreformen wurde 
die Strategie verfolgt, immer 
weniger Steuern von oben nach 
unten umzuverteilen. Vielmehr 
wurde systematisch das Gegen- 
teil vorangetrieben: Regressive 
Steuern sind in Mode gekommen. 
Das sind Steuern, für die We- 
nigverdienende prozentual mehr 
berappen als Reiche. Dazu ge- 
hören indirekte Steuern (Mehr- 
wertsteuer), Kopfsteuern (Kran- 
kenkassenprämien) und Abgaben 
(Wasser, Autobahnvignette, etc.). 
Diese völlig asozialen Steuerfor- 
men werden vom öffentlichen 
bürgerlichen Diskurs legitimiert 
und als unvermeidbar dargestellt. 
Nachdem die herrschenden Kräf- 
te mittlerweile die progressiven 
Steuern und Steuern auf dem Ka- 
pital sukzessive abgebaut haben 
(und weiterhin abbauen wollen), 
machen sie nun einen grossen 
Lärm um die leeren Staatskassen. 
Dennoch arbeiten sie weiterhin 
gezielt am Sozialabbau und an 
der Erhöhung von Konsumenten- 
steuern. Auf internationaler Ebe- 
ne hat sich ein wirtschaftlicher 
Graubereich herausgebildet, in 
dem reiche Einzelpersonen und 
transnationale Firmen nach Be- 
lieben ihre Steuerpflichten um- 
gehen können. Entwicklungslän- 
der wie auch BürgerInnen west- 
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licher Staaten werden auf diese 
Weise gezielt um ihre Ressourcen 
geprellt und in ihrer eigenständi- 
gen Entwicklung behindert. Die 
Folgen sind Unfähigkeit dieser 
Gesellschaften, die Grundbe- 
dürfnisse ihrer EinwohnerInnen 
eigenständig zu befriedigen und 
Demokratieverlust. 


Seit Jahrzehnten richtet die 
Schweiz ihre (Steuer-)Politik auf 
den Finanzplatz aus und will 
sich als Steueroase positionieren. 
Dies tut sie mit tiefen Steuern 
für Reiche und Unternehmen, 
mit Steuerprivilegien für Brief- 
kastenfirmen und Holdings und 
mit der Pauschalbesteuerung. 
Damit einher geht der Abbau 
des Sozialstaats . Die wachsende 
Ungleichheit führt zur Prekarisie- 
rung der Lebensverhältnisse für 
die meisten einerseits und unvor- 
stellbarem Reichtum für die we- 
nigen andererseits. Das in den Fi- 
nanzmärkten wiederum angelegt 
Vermögen sorgt unweigerlich für 
die nächste Wirtschaftskrise. 


Was gilt es zu tun? 


Jeder Franken der als Gewinn 
eines Unternehmens oder Akti- 
onärs endet wurde von jeman- 
dem erarbeitet, dem dieser Fran- 
ken eigentlich zustehen sollte. 
Umverteilende und progressive 
Steuern auf hohe Einkommen, 
Vermögen, Kapitalgewinne und 
Erbschaften setzen dort an, wo 
das Geld liegt und sind nichts als 
eine Rückverteilung des gesell- 
schaftlichen Reichtums an arbei- 
tende Menschen. Diese Steuer- 





Das Steuermanifest kann 
ab 16. November auf 


www.steuerwende.ch 


angesehen und 
unterzeichnet werden. 


arten müssen verstärkt Teil eines 
gerechteren Steuersystems sein. 
Das erhobene Steuersubstrat 
muss vermehrt in demokratisch 
verwaltete Fonds geleitet wer- 
den, die auf die Stärkung der so- 
zialen Sicherheit und den sozia- 
len und ökologischen Umbau der 
Wirtschaft ausgerichtet sind. Wir 
wollen keinen möglichst grossen 
Staat als verlängerten Arm des 
Kapitals sondern Kollektivgüter, 
an denen alle teilhaben können. 
Wir fordern zudem, dass die von 
unten nach oben umverteilen- 
den, regressiven Steuern abge- 
schafft werden. Die am schnells- 
ten steigende Steuer ist die 
Krankenkassenkopfsteuer. Auch 
das Gesundheitswesen muss über 
progressive und direkte Steuern 
finanziert werden. Wir fordern 
ein Ende des ruinösen Konzepts 
der Steuerkonkurrenz sowohl in 
der Schweiz wie auch interna- 
tional. Wir fordern das Ende des 
Bankgeheimnis und der Unter- 
scheidung zwischen Steuerhin- 
terziehung und Steuerbetrug und 
den die Grundrechte respektie- 
renden automatischen Informa- 
tionsaustausch in Steuerfragen 
mit allen Ländern und somit 
das Ende aller Steuerparadiese. 
Zudem fordern wir von der of- 
fiziellen Schweiz eine Anerken- 
nung der ausbeutenden Politik 
des Schweizer Finanzplatzes und 
eine Anerkennung der Schweizer 
Steuerschuld gegenüber den Ent- 
wicklungsländern. 


Steuerkommission 
von attac Schweiz 
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